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Der italienische Außenminister D’Alema setzt in  Libyen die Grenzen der 

Festung Europa neu fest

Am 23.November letzten Jahres trafen sich die italienischen Innen- und Außenminister Amato und D’Alema am Rande des Euro-Afrikanischen Gipfels in Tripolis mit Muammar al Ghaddafi, um mit ihm über weitere drastische Formen der Grenzkontrollen gegen die irreguläre Migration und die gemeinsam Patrouillen der Grenzschutzagentur FRONTEX vor der libyschen Küste zu diskutieren. Dieser Tage, um Ostern 2007, reist D’Alema erneut nach Tripolis, die Reise sollte geheim bleiben, doch schließlich musste die römische Regierung zugeben, dass sich ihr Außenminister erneut mit dem libyschen Staatsmann trifft. 

In Italien diskutiert man währenddessen noch immer die Reform des Bossi-Fini-Migrationsgesetzes , welches immer noch in Kraft ist und es die nächsten Jahre auch bleiben wird. Nun ist der Außenminister heimlich nach Libyen gereist, um sich mit Ghaddafi über die Modalitäten der Blockade auf See und über die finanziellen Mittel zu einigen, die Libyen für Abschiebungen – auch von potentiellen Asylsuchenden –  investiert. Abschiebungen in Länder, die keine Menschenrechte garantieren. 

Vielleicht hat D’Alema vergessen, dass Libyen die Genfer Flüchtlingskonvention nicht unterzeichnet hat und keinerlei Asylrechte anerkennt. (…) Die Regierung Prodi setzt den unter Berlusconi begonnen Kurs fort, auch wenn diese noch in den letzten Tagen ihrer Amtszeit aufgrund massiver öffentlicher Proteste (…) gegen die Abschiebungsflüge nach Libyen gezwungen war, diese auszusetzen. 

(…) Die Abschottungspolitik im Mittelmeer, die durch die Grenzschutzagentur FRONTEX umgesetzt wird, hält die „illegale“ Migration sicher nicht auf, aber durch sie verändern sich die Routen. So müssen sich immer kleinere Boote auf den Weg machen, die Schlepper verdienen immer mehr Geld und die Opfer, die die Festung Europa fordert, mehren sich. Die Militarisierung des Mittelmeers verringert die Chance auf Frieden und Zusammenarbeit der Anrainerstaaten, die mit dem Prozess von Barcelona 1995 eröffnet wurden. 

Das einzige gemeinsame Ziel der europäischen Mitgliedstaaten scheinen Abschiebungen und Zurückweisungen auf dem Meer von immer mehr MigrantInnen zu sein. Aber auch in dieser Hinsicht verfolgen die einzelnen Staaten recht geheim gehaltene Praktiken, die sich nach Transitland und Einreiseort richten. Die Willkür der Polizei jedenfalls überwiegt über die Einhaltung der fundamentalen Rechte der Betroffenen.  

Von Bari nach Brindisi, wie auch in den spanischen und griechischen Häfen, bleibt es trotz der Versprechungen der neuen Regierung bei den alten Praktiken der Polizei, und es gibt immer mehr Fälle von Zurückweisungen an der Grenze von unbegleiteten Minderjährigen, viele von ihnen aus Afghanistan, für die die italienische Polizei den Zugang zum Asylverfahren verweigert. (…) Man will nicht zugeben, dass die Zahl der Flüchtlinge, unter ihnen viele unbegleitete Minderjährige, die an den italienischen Küsten aus dem Irak oder aus Afghanistan ankommen, immer mehr steigt; so wie man auch das Recht auf die Asylantragstellung negiert. 

Was also kann die Europäische Union im Mittelmeer tun? Geht es nach Minister Amato, so müsste die Union mindestens zwei Dinge tun: das erste wäre die Entsendung einer FRONTEX-Einheit nach Lampedusa, um mit gemeinsamen Patrouillen an der Seegrenze zu Libyen die Zurückweisungen all derer auf dem Meer durchzuführen, die durch den Kanal von Sizilien kommen. Auch wenn man inzwischen weiß, dass es sich immer um einer „gemischte“ Art der Migration handelt: Menschen, die aus ökonomischen Gründen fliehen und politische Flüchtlinge. Die zweite Art der Intervention besteht im Abschließen weiterer Abkommen mit Libyen, damit auch eine beständigere Verpflichtung zu Verhaftungen und Zurückschiebung von „illegalen“ MigrantInnen erfolgt, ähnlich dem seit Anfang 2007 in Kraft getretenen Abkommen mit Ägypten. Bei all dem spielt es keine Rolle, dass das Europäische Parlament, diverse NGOs und auch der UNHCR das fehlende Asylrecht und die schweren Menschenrechtsverletzungen in Libyen beklagt haben. Und auch die Verhörmethoden der ägyptischen Polizei sind ebenso wie die der libyschen Polizei hinreichend bekannt! In Libyen gilt immer noch die Todesstrafe. (…)

In dieses ganze Bild passt auch die Zusammenarbeit der FRONTEX-Missionen mit Ländern, die die Grundrechte der Menschen verletzen, z. B. Malta. In diese Richtung bewegt sich nun auch die Regierung Prodi mit der „informellen“ Mission D’Alemas in Tripolis. Wann und in welchem Zeitraum wird der Minister dem Parlament darüber berichten? Oder wird es weiter gehen mit den bilateralen Verträgen à la Polizeiabkommen, geheim, jeglicher Kontrolle entzogen?

Auch die Vorstellung einer gemeinsamen europäischen Grenzpolizei ist besorgniserregend, ist sie doch nur dazu da, „Illegale“ MigrantInnen zu verhaften. Das hat sich schon in der Entsendung von Polizisten aus verschiedenen Ländern nach Lampedusa gezeigt. Sehr wahrscheinlich sind auch kollektive Abschiebungsflüge von abgelehnten Asylsuchenden in Länder, in die Italien bisher noch gar nicht abschiebt, aber andere Länder wie zum Beispiel Deutschland sehr wohl. (…)

Auch die neuen gemeinsamen Patrouillen sowie die kollektiven Zurückweisungen durch die FRONTEX-Agentur sind allarmierend. Letztes Jahr hat die „Sibilla“, ein Schiff der italienischen Marine, mit der tunesischen Marine gemeinsam die erste Zurückweisung in internationalen Gewässern Richtung tunesischen Hafen vollzogen: das Boot mit Flüchtlingen wurde den tunesischen Behörden übergeben. Nicht eine internationale Konvention sieht solche Zurückweisungen auf dem Meer vor, und in der 2002 von Berlusconi erlassenen Direktive war ein Aufhalten von Booten mit „illegalen“ Flüchtlingen nur zum Zwecke der Inspektion an Bord vor gesehen (die so genannte Inaugenscheinnahme der Flagge). 

Im März 2007 wurde der erste italienische FRONTEX-Einsatz im Atlantik vor Senegal bekannt, auch hier eine kollektive Zurückweisung von Hunderten von MigrantInnen, die in Richtung Kanaren unterwegs waren. Die „Happy Day“ wurde von einer italienischen Militäreinheit in einen senegalesischen Hafen eskortiert und dann wieder auf Anordnung der senegalesischen Regierung gen Süden losgeschickt, Richtung Guinea Conakry, wohl um gefährliche Präzedenzfälle zu vermeiden. Diese Praxis jenseits jeglicher internationalen Legalität schüren das Risiko erneuter Katastrophen und kann eine große Verletzung des Asylrechts auf internationaler wie auch auf italienischer Verfassungsebene darstellen. 

EU-Kommissar Frattini erhofft sich, dass sich die gemeinsamen Patrouillen nun im Namen der Harmonisierung auf das gesamte Mittelmeer ausweiten lassen. Aber wir wissen alle nur zu gut, dass diese Art der Harmonisierung und Zusammenarbeit nur als heuchlerischer Vorwand für die Abschiebung von immer mehr MigrantInnen dient. (…). Die Erinnerung an die Affaire Cap Anamur ist uns noch klar im Gedächtnis. Der Prozess, in dem Vertreter einer deutschen humanitären Organisation, die 37 Menschen das Leben auf hoher See gerettet hat, auf die Anklagebank gesetzt wurden als wären sie „Schlepper“, läuft derzeit in Agrigento. Auch in diesem Fall hat die fehlende Mithilfe der anderen involvierten europäischen Staaten (Deutschland, Italien, Malta) zu einer Kriminalisierung der Schiffbrüchigen und deren Helfer geführt.

Tatsächlich hat sich mit der Affaire Cap Anamur im Jahre 2004 der Wendepunkt der europäischen Politik der „Eindämmung“ von „illegaler“ Migration gezeigt. Nach einer anfänglichen Zusammenarbeit der deutschen und der italienischen Regierung verweigerte die deutsche schließlich die Prüfung der Asylanträge der Geretteten und die italienische Regierung zog den Vorschlag zurück, befristete humanitäre Aufenthaltstitel zu vergeben. Stattdessen wurde trotz der Intervention des Europäischen Gerichtshofes eine kollektive Abschiebung durchgeführt. Seit dem ist man, trotz der Erklärungen aller möglicher europäischer Staatsoberhäupter und Innenminister und Versuchen, das abstrakte Prinzip der Solidarität z.B. mit einer gemeinsamen Grenzschutzagentur wie FRONTEX untereinander wieder zu beleben, zu den weiter entwickelten Formen der bilateralen Abkommen mit Transitländern und Ankunftsländern zurückgekehrt. 

Die Länder Nordeuropas und die neuen EU-Staaten zeigen bisher ein recht laues Interesses für die von EU-Kommissar Frattini geforderten Finanzierungen, und so sind die Mittel der FRONTEX-Missionen bisher eher sporadisch geblieben, sie dienen nur dazu, klar zu machen, dass eine See-Kontrolle möglich ist, von einer Umsetzung ist man allerdings ist noch weit entfernt. Daher ist es nicht verwunderlich, dass Grenzländer wie Spanien mehr auf bilaterale Abkommen setzen, auch wenn damit internationale Konventionen verletzt werden, die z.B. die besonders Schutzbedürftigen wie die unbegleiteten Minderjährigen betreffen. 

März 2007 wurde ein Abkommen zwischen Spanien und Marokko unterzeichnet, das im Rahmen der Verhinderung der „illegalen“ Migration konzentrierte Abschiebungen von unbegleiteten Minderjährigen sowie die folgende Verwaltungshaft in extra dafür geschaffenen Zentren in Marokko vorsieht (in Tanger, Nador und Marrakesch). Das Ganze wird von Spanien mitfinanziert. Die spanische Regierung hat sogar zugelassen, dass zurückgeschobene Minderjährige eine Geld- oder auch eine Haftstrafe für die illegale Ausreise erhalten können. Die Kooperation reduziert sich auf eine finanzielle Unterstützung für die Auslagerung der Verwaltungshaftzentren. Das ist die inzwischen immanente Logik der Annährungspolitik der  südeuropäischen Staaten in Sachen Migration und Asyl. Die Rechte der besonders Schutzbedüftigen wie z.B. Frauen, Minderjährige und auch Asylsuchende im Allgemeinen werden nicht geachtet. Warten wir nun ab, was Minister D’Alema, (…) dem Parlament nach seiner Rückkehr aus Libyen von seinen Treffen mit den libyschen Autoritäten über die geplanten Initiativen für den Schutz der am meisten gefährdeten MigrantInnen zu berichten hat. 

Welche Garantien zur Einhaltung der Grundrechte werden anerkannt in dieser neuen europäischen Grenz- und Rückübernahmepolitik? Es bedarf vor allem einer neuen nationalen Regelung – sollte sich nicht eine auf europäischen Niveau finden -  für die legale Einreise zum Zwecke der Arbeitsaufnahme. Wenn es nicht bald zu einer individuellen Legalisierung kommen muss man wieder einmal auf den soundsovielten Versuch der allgemeinen nachträglichen Legalisierung, der so genannten „sanatoria“, zurückgreifen. Auf jeden Fall muss der Arbeitsmarkt aufgewertet werden. Ansonsten wird der informelle Arbeitsmarkt eine so große Anziehungskraft entwickeln, dass kein Militärschiff diese trüben kann. 

Die Rettungsaktionen von nicht-militärischen Schiffen auf dem Meer müssen straffrei werden, damit die Rettungen rechtzeitig erfolgen können. Die FRONTEX-Missionen müssen im Sinne der Rettung von Menschenleben und Asylrecht neu überdacht werden. Die Rechtsordnung zu Zurückweisungen und Abschiebungen müssen geändert werden, so dass sie nur im Ausnahmefall gelten und nicht zum Normalfall werden. In Folge davon müssen die Haftlager sowie die Identifikationszentren geschlossen werden. Es darf keine Abschiebungen mehr in Länder geben, die grundlegende Menschenrechte wie das Asylrecht nicht akzeptieren. Es müssen echte Aufnahmezentren für Asylsuchende geschaffen werden. (…)

Italien muss das in der Verfassung unter Art. 10 festgeschriebene Asylrecht in die Realität umsetzen und darf sich nicht auf die zum Teil regressiven Formulierungen der europäischen Richtlinien beschränken. Die Rückübernahmeabkommen müssen jeder/jedem MigrantIn den Zugang zum Verfahren ohne individuelle Freiheitsberaubung ermöglichen. Das Verfahren der Rückübernahmeabkommen muss vom Parlament noch einmal grundsätzlich geprüft werden, weil diese gegen internationales Recht stehen, weil sie gegen die national verankerten Grundrechte verstoßen, und weil die Handlungen der Polizei im Rahmen dieser Abkommen keiner richterlichen Kontrolle unterstehen.

Die schon geschlossenen Abkommen müssen widerrufen oder zumindest neu verhandelt werden. Zukünftige Abkommen, natürlich im Parlament diskutiert und von ihm abgesegnet, müssen den internationalen und den verfassungsrechtlichen Normen der Grundrechte eines jeden Einzelnen angepasst werden. 

Zu allen diesen Themen muss sich eine neue italienische Politik im europäischen Rahmen entwickeln, weg von dem Sicherheitsgedanken, der mit den immerwährenden allarmierenden Meldungen und zeitgleichen repressiven Maßnahmen, die sich dann doch als wenig hilfreich erweisen, nur die Unsicherheit der Bevölkerung schürt. Sie schaffen stattdessen neue soziale Schichten, die die Integration und das soziale Zusammenleben verhindern, welches sich doch angeblich alle angesichts des strukturellen Phänomens der Migration in Europa wünschen. 

Die Teilnahme am Gipfeltreffen in Tripolis im letzten November und auch der jetzige Besuch D’Alemas in Libyen bestätigen jedoch leider aufgrund der Form und des Inhalts, wie groß die Distanz zwischen Worten und Taten derer ist, die uns hier regieren. 

Aus dem Italienischen übersetzt und bearbeitet von Judith Gleitze

